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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Ende 2017 respektive im Sommer 2018 reichten der Kantonsrat von St. Gallen (Kt.Iv.
18.300) und der Grosse Rat des Kantons Thurgau (Kt.Iv. 18.316) zwei ähnlich lautende
Standesinitiativen ein, die eine Beseitigung der Wertfreigrenze im Einkaufstourismus
zum Ziel hatten. Wenn bei der privaten Wareneinfuhr in die Schweiz die im Ausland
geltende Mehrwertsteuer zurückerstattet wird, soll stattdessen in jedem Fall die
Mehrwertsteuer des Inlandes anfallen. Die bis anhin geltende Befreiung von der
inländischen Mehrwertsteuer im Falle von im Ausland getätigter Einkäufe bis zu einem
Betrag von CHF 300 würde somit entfallen. Die bisherige Situation sei nicht
steuergerecht, da im Ausland einkaufende Personen Steuervorteile genössen. Darüber
hinaus schade sie dem Gewerbe, dem dadurch gemäss einer Studie der Credit Suisse 10
Prozent des Detailhandelsumsatzes entgingen, und sie verursache unnötigerweise
Mehrverkehr, Abgase und Lärm. 
In der Frühjahrssession behandelte der Ständerat die Standesinitiative des Kantons St.
Gallen zusammen mit weiteren Vorstössen zum Einkaufstourismus. Sie lehnte Erstere
ab und wollte vielmehr den Bericht des Bundesrates zu einem Postulat der FK-NR (Po.
17.3360) abwarten, mit dem Lösungen zur Entschärfung der Problematik des
Einkaufstourismus gesucht werden sollen – wohl wissend dass man allenfalls noch auf
die Standesinitiative des Kantons Thurgau zurückgreifen könnte, deren
Behandlungsfrist noch bis Ende 2019 läuft. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Beide Räte gaben einer Standesinitiative des Kantons Zürich, die den öffentlichen
Verkehr unter einen reduzierten Steuersatz stellen und ihm den vollen Vorsteuerabzug
gewähren wollte, keine Folge. Die vorberatende Kommission des Ständerates wollte im
Bereich des Service public keine Sonderregeln einführen und verwies auf die Beratung
zum neuen MWStG, in welcher dasselbe Anliegen bereits abgelehnt worden war.
Bahngewerkschafter Leuenberger (sp, SO) unterstützte dagegen die Initiative. Die
Förderung des öffentlichen Verkehrs entspreche einem hohen verkehrspolitischen Ziel
und die Besteuerung von Subventionen sei überhaupt ein Unsinn. Mit dem Hinweis auf
die EU, deren Staaten alle einen Sondersatz für den ÖV kennen, unterstützte auch
Spoerry (fdp, ZH) das Begehren. Der Rat lehnte die Standesinitiative aber mit 19 zu 14
Stimmen ab. Im Nationalrat stellte sich die Kommissionsmehrheit dem Anliegen
ebenfalls entgegen. Kaufmann (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) störten sich an der
Wettbewerbsverzerrung gegenüber dem privaten Verkehr. Eine Förderung auf dem
Subventionsweg sei eher zu begrüssen. Mit 84 zu 72 Stimmen wurde der
Standesinitiative keine Folge gegeben. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Bildung, Kultur und Medien

Medien
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Radio und Fernsehen

Neben einer Motion Flückiger-Bäni und einer Motion der KVF-NR forderte auch der
Kanton Genf in einer Standesinitiative die Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuer auf die Empfangsgebühren, und dies unaufgefordert an alle
Mehrwertsteuerpflichtigen. In der Herbstsession 2018 hatte sich der Ständerat mit dem
Anliegen zu befassen. Ebenso wie beim Kommissionsanliegen, das die Rückerstattung
der Mehrwertsteuer auf fünf Jahre beschränken wollte, war die vorberatende
Kommission einhellig zur Ansicht gelangt, dass auch die Standesinitiative den
gesetzgeberischen Spielraum zu stark einschränke. Man wolle zuerst die fünf hängigen
Entscheide des Bundesgerichts abwarten, um sich daran zu orientieren, und empfehle
dem Rat deswegen, der Initiative keine Folge zu geben. Im Ständerat zeigte sich
Bundesrätin Leuthard mit der KVF-SR einig und erklärte sich bereit, dass der Bund bei
entsprechendem Urteil des Bundesgerichts eine gesetzliche Grundlage ausarbeiten
werde, worin er eine «möglichst pauschale Rückerstattung» vorschlagen und damit den
administrativen Aufwand in Grenzen halten wolle. Stillschweigend folgte der Ständerat
seiner Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.09.2018
MARLÈNE GERBER

Die KVF-NR stützte im Januar 2019 den im Jahr zuvor vom Ständerat gefällten Entscheid
und gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
unaufgeforderter Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebühren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen einstimmig keine Folge. Das
UVEK habe das Vorhaben zur Erarbeitung einer gesetzlichen Grundlage für eine
pauschale Rückvergütung unterdessen bereits in Angriff genommen, weswegen kein
zusätzlicher Handlungsbedarf mehr bestehe. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.01.2019
MARLÈNE GERBER

Nach dem Ständerat lehnte auch der Nationalrat in der Sommersession 2019 auf
Anraten seiner KVF-NR eine Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebühren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen ab, da sich eine gesetzliche
Grundlage zur Erfüllung dieser Forderung bereits in Ausarbeitung befand: Nach einem
entsprechenden Bundesgerichtsentscheid im Vorjahr hatte sich das UVEK daran
gemacht, eine Vorlage für eine pauschale Rückerstattung zu erarbeiten. Diese befand
sich zum Zeitpunkt der nationalrätlichen Beratung in der Vernehmlassung. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2019, S. 48 ff.
2) AB SR, 2000, S. 461 ff.; AB NR, 2000, S. 1085 ff.
3) AB SR, 2018, S. 636 ff.; Bericht KVF-SR vom 3.9.18
4) Bericht KVF-NR vom 15.01.19; Medienmitteilung KVF-NR vom 15.1.19
5) AB NR, 2019, S. 978

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 2


